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LEGAL UPDATE HEALTHCARE 
Köln, 05.01.2023 

Das GKV-Finanzstabilisierungsgesetz – Nur ein 
weiterer „Tropfen auf den heißen Stein“? 

Maren Freymuth, Dr. Sebastian Schulze-Bühler 

Am 20. Oktober 2022 hat der Deutsche Bundes-
tag das Gesetz zur finanziellen Stabilisierung 
der gesetzlichen Krankenversicherung, kurz 
GKV-Finanzstabilisierungsgesetz, verabschie-
det. Es stellt das Ergebnis der angekündigten 
und in letzter Zeit kontrovers diskutierten Fi-
nanzreform der gesetzlichen Krankenversiche-
rung dar. Die Bundesregierung hatte den ent-
sprechenden Gesetzentwurf seinerzeit einge-
bracht, der letztlich in der vom Gesundheitsaus-
schuss des Deutschen Bundestages geänder-
ten Fassung gegen die Stimmen der Oppositi-
onsfraktionen angenommen wurde. Gegenüber 
dem ursprünglichen Gesetzentwurf der Bundes-
regierung sind nach Verhandlungen im Gesund-
heitsausschuss allerdings noch einige Änderun-
gen eingetreten. Der Bundesrat hat das Gesetz 
sodann am 28. Oktober 2022 abschließend ge-
billigt, das Gesetz wurde am 11.11.2022 im 
Bundesgesetzblatt verkündet und ist größten-
teils am darauffolgenden Tag in Kraft getreten. 
Das GKV-Finanzstabilisierungsgesetz betrifft 
alle Bereiche der gesetzlichen Krankenkassen, 
darunter die Preisbildung von Arzneimitteln, die 
Honorare von Ärzten, der Apothekenabschlag 
und die Finanzreserven der Krankenkassen. 

Bekämpfung der Finanzierungslücken 
im Bereich der GKV 

Anlass für das Gesetz bot ein historisches Fi-
nanzierungsdefizit im Bereich der GKV in Höhe 
von 17 Mrd. Euro, das ohne eine Reform wahr-
scheinlich lediglich durch Leistungskürzungen 
oder aber drastische Zusatzbeiträge hätte aus-
geglichen werden können. Infolge der pande-
miebedingten Mehrausgaben, denen keine ent-
sprechend höheren Beitragseinnahmen gegen-
überstehen, wuchs seit 2020 eine Finanzie-
rungslücke. Aufgrund des demografischen 
Wandels und dadurch bedingt in den nächsten 
Jahren zu erwartender rückläufiger Beschäftig-
tenzahlen wäre abzusehen gewesen, dass sich 
diese Finanzierungslücke noch verstärkt hätte. 
Ziel der Reform war unter anderem, die neuen 
finanziellen Lasten auf der Einnahmenseite 
nicht nur den Beitragszahlerinnen und Beitrags-
zahlern aufzuerlegen, sondern auch die gesetz-
lichen Krankenkassen in Bezug auf ihre Finanz-
reserven in die Pflicht zu nehmen. Hinzu kom-
men höhere Bundesmittel. Größere Beitragser-
höhungen sind deshalb vorerst verhindert wor-
den.  Auf Ausgabenseite soll insbesondere die 
Ausgabendynamik im Bereich der Leistungser-
bringer stabilisiert werden.  

Konkret beinhaltet das Gesetz die folgenden 
Maßnahmen: 



 

2 

• Der Zusatzbeitrag für Beitragszahlerin-
nen und Beitragszahler wird im Durch-
schnitt steigen, die Prognose des Schät-
zerkreises der Gesetzlichen Kranken-
kassen (GKV-Schätzerkreis) ging von 
0,3 Prozentpunkten aus. Eine Festle-
gung ist hier jedoch den Krankenkassen 
vorbehalten, wobei die Ankündigungen 
zum Jahreswechsel 2022/2023 gezeigt 
haben, dass sich kein einheitliches Vor-
gehen der Krankenkassen abzeichnet.  

• Die Liquiditätsreserven des Gesund-
heitsfonds werden halbiert, sodass 
übersteigende Mittel für die Schließung 
der Finanzierungslücken genutzt wer-
den können. Zur Stabilisierung der Bei-
tragssätze sollen vorhandene Finanzre-
serven in einem kassenübergreifenden 
Solidarausgleich eingesetzt werden. Zu-
dem sieht das Gesetz für 2023 eine ma-
ximale Erhöhung der Verwaltungsaus-
gaben der GKK um 3 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr vor. § 4 SGB V wurde um 
einen entsprechenden Abs. 5 ergänzt 
werden, wodurch die Kosten für Verwal-
tungsaufgaben um 25 Mio. Euro gemin-
dert werden sollen. 

• Der Bundeszuschuss zur GKV wird von 
derzeit 14,5 Mrd. Euro auf 16,5 Mrd. 
Euro für 2023 erhöht, außerdem ge-
währt der Bund der GKV für 2023 ein 
zinsfreies Darlehen i.H.v. 1 Mrd. Euro. 
Die Anregung des Bundesrates, die zu-
sätzlichen Zuschüsse auf 5 Mrd. Euro zu 
erhöhen, wurde hingegen abgelehnt. 

• Der Herstellerabschlag wird um 5 Pro-
zentpunkte für das Jahr 2023 erhöht, 
insbesondere für patentgeschützte Arz-
neimittel. Außerdem wird der Apothe-
kenabschlag zugunsten der Kranken-
kassen von 1,77 Euro auf 2 Euro je Arz-
neimittelpackung (für zwei Jahre, also 

befristet bis einschließlich 2024) ange-
hoben. 

• Das bereits bestehende Preismorato-
rium bei Arzneimitteln, das ursprünglich 
bis zum 31. Dezember 2022 gelten 
sollte, wird bis Ende 2026 verlängert. 
Dies dient dem Ziel, erwartete Preisstei-
gerungen zu vermeiden, um so die Aus-
gaben für Arzneimittel zu stabilisieren. 

• Im Pflegebudget werden ab 2025 nur 
noch Kosten für qualifizierte Pflege-
kräfte berücksichtigt, die unmittelbar Pa-
tienten auf bettenführenden Stationen 
versorgen. 

• Vertragsärztliche Leistungen an „Neu-
patienten“, die noch nie oder nicht inner-
halb der letzten zwei Jahre in dieser 
Praxis behandelt wurden, werden nicht 
mehr extrabudgetär vergütet. Stattdes-
sen werden neue Vergütungsanreize für 
schnellere ärztliche Behandlungster-
mine durch extrabudgetäre Zuschläge 
bei der Vermittlung durch Terminser-
vicestellen und den Hausarzt eingeführt.  

Änderungsanträge und Stellungnahmen 
im Gesetzgebungsverfahren 

Sämtliche Änderungsanträge der Oppositions-
fraktionen, die im Laufe des Gesetzgebungsver-
fahrens eingebracht worden sind, wurden abge-
lehnt. So forderte beispielsweise die Unions-
fraktion ein Soforthilfeprogramm für Kranken-
häuser, um die inflationsbedingte finanzielle 
Schieflage abzufedern. In zahlreichen Stellung-
nahmen von Experten, Krankenhäusern und 
Sachverständigen wurde zudem Kritik an den 
Änderungen geübt. So bezeichnet der Spitzen-
verband der gesetzlichen Krankenkassen das 
Gesetzespaket in seiner Stellungnahme vom 
23.09.2022 bloß als „kurzfristige Notmaßnah-
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men“ (vgl. https://www.gkv-spitzenver-
band.de/media/dokumente/presse/p_stellung-
nahmen/20220923_GKV-SV_GKV-
FinStG_Stn_final.pdf, zuletzt abgerufen am 
05.01.2023). Zielführendere Maßnahmen wä-
ren, nach Auffassung des Spitzenverbandes, 
unter anderem eine Senkung der Mehrwert-
steuer auf Arzneimittel auf sieben Prozent so-
wie eine Dynamisierung der Bundeszuschüsse 
auf die jeweils erforderlichen Kosten gewesen 
(vgl. ebenda). Eine Dynamisierung der Zu-
schüsse hat die Bundesregierung aber anläss-
lich eines Vorschlags des Bundesrates aus-
drücklich abgelehnt.  

Scharfe Kritik wurde auch dazu geübt, dass das 
Pflegebudget nur noch qualifizierte Kräfte in 
bettenführenden Stationen umfassen soll. Das 
impliziert, dass beispielsweise Hebammen nicht 
mehr vom Pflegebudget erfasst werden, son-
dern wieder eine Abrechnung über Fallpauscha-
len erfolgt. Ihre Dienste wären für die Kranken-
häuser dann unter Umständen nicht mehr be-
zahlbar, so dass ein Risiko besteht, dass ihre 
Aufgaben von insofern weniger spezialisierten 
regulären Pflegekräften ausgeübt werden, de-
ren Arbeitskraft dann wiederum an anderer 
Stelle fehlt. Der Fachkräftemangel im Pflegebe-
reich werde, so die Kritiker, dadurch noch weiter 
verschärft. Letztlich blieben die kritischen Stim-
men aber weitgehend ungehört und fanden 

keine Berücksichtigung im Gesetzgebungsver-
fahren. 

Leistungskürzungen durch die 
Hintertür? 

Sollten sich die Befürchtungen der Experten 
und Sachverständigen hinsichtlich einer Ver-
schärfung des Fachkräftemangels bewahrhei-
ten, besteht ein großes Risiko, dass die Konse-
quenz der Reform jedenfalls mittelbar in einer 
Einbuße an Qualität der durch die gesetzlichen 
Krankenkassen erbrachten Leistungen liegt. 
Zudem schränken die verlängerten Preismora-
torien die Handlungsoptionen der Hersteller 
stellenweise ein. Es wird insofern befürchtet, 
dass betroffenen Unternehmen sich bei steigen-
den Produktionskosten gar zu einer Marktrück-
nahme von Arzneimitteln entschließen könnten. 
Ob sich diese Risiken tatsächlich realisieren 
werden und sich das Reformpaket insgesamt 
als bloßer „Tropfen auf den heißen Stein“ er-
weist, statt als nachhaltige Hilfestellung für das 
System der gesetzlichen Krankenversicherung, 
bleibt jedoch abzuwarten.  

Gerne beraten wir Sie zu allen Fragen rund um 
das Thema GKV-Finanzstabilisierungsgesetz, 
insbesondere im Hinblick auf die Neuregelun-
gen und die damit einhergehenden Auswirkun-
gen auf Ihre unternehmerische Praxis. Spre-
chen Sie uns bei Bedarf gerne an! 
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Hinweis 
Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetzen. Sprechen 
Sie bei Fragen bitte Ihren gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. die Autoren Maren Freymuth und Dr. Sebastian Schulze-Bühler unter 
+49 221 33660-284 oder mfreymuth@goerg.de und sschulze-buehler@goerg.de an. Informationen zu den Autoren finden Sie auf unserer Home-
page www.goerg.de. 
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